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Bundesrechnungshof wirft Regierung Versagen bei Energiewende vor

Bundesrechnungshof: Bei der Energiewende droht Deutschland dei endgültige Kontrollverlust

Veröffentlicht am 28.09.2018 | Lesedauer: 6 Minuten Von Daniel Wetzel Wirtschaftsredakteur

Der Bundesrechnungshof sieht bei der Umsetzung der milliardenteuren Energiewende erhebliche Defizite. In
einem Prüfbericht werde dem zuständigen Bundeswirtschaftsministerium schwere Vorwürfe gemacht.

Quelle: W ELT/Lukas Axiopoulos

,,Viel hilft nicht unbedingt viel": Der Bundesrechnungshof wirft der Politik ein katastrophales Management vor, Eine

Steuerung des Generationenprojekts findet praktisch nicht statt. Der Ressourcenverbrauch sei ,,beispiellos".

Der Bundesrechnungshof hat der Bundesregierung ein weitgehendes Versagen bei der Steuerung der

Energiewende vorgeworfen. Der Aufwand für den ökologischen Umbau der Energieversorgung stehe in einem

,,krassen Missverhälhis zu dem bisher dürftigen Ertrag", sagte Rechnungshofpräsident Kay Scheller in Berlin:

,,Die Bundesregierung droht mit ihrem G.enerationenprojekt der Energiewende zu scheitern."

Etwas mehr als ein Jahr vor dem klimapolitischen ,,Meilenslein 2020" zog das Kontrollgremium eine geradezu

katastrophale Bilanz der Energiepolitik. Bei der angestrebten Reduktion der Treibhausgasemissionen und des

Primärenergieverbrauchs werde Deutschland seine Ziele ebenso verfehlen wie bei der Steigerung der

Energieproduktivität und der Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien im Verkehr. Gleichwohl habe die

Politik enorrne Kosten produziert.

,,ln den letzten fünf Jahren wurden fi.ir die Enersie\,vende mindestens 160 Milliarden Euro aufgewendet", heißt

es in dem Bericht: ,,Steigen die Kosten der Energiewende weiter und werden ihre Ziele weiterhin yerfehlt,

besteht das Risiko des Vertrauensverlustes in die Fähigkeit von Regierungshandeln."

Der Bundesrechnungshof hatte der Bundesregierr-rng bereits 2016 bescheinigt, keine Übersicht über die Kosten

der Energiewende zu haben. Im aktuellen Bericht ftillt die Kritik noch härter aus, weil sie einen generellen

Kontrollverlust nahelegt.
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Nach den aktuellen Zahlendes Bundestgchnungshofes hat die Energiewende allein 2017 rund 34 Milliarden
Euro gekostet. Darunter fallen neben den Aufwendungen des Bundes von knapp 8 Milliarden Euro auch die

Belastungen der Letztverbraucher, insbesondere durch die EEG-Umlage. ,,Vonseiten der Bundesregierung gibt
es hierzu übrigens keinen Gesamtüberblick über die Kosten, keine Transparenz."

Dabei sei der Ressourcenverbrauch zur Umsetzung der Energiewende ,,beispiellos". So beschäftigten die

Bundesministerien und die nachgeordneten Behörden im vergangenen Jahr rund 675 Personen Vollzeit, davon

allein 300 im Bundeswirtschaftsministerium, verteilt auf 34 Referate und vier Abteilungen. Daneben gebe es

auf Bund-Länder-Ebene mindestens 45 Gremien, die sich mit der Energiewende befassen. Der Aufwand, der

hier betrieben,werde, stehe für sich fast schon im Widerspruch zu einem Hauptziel der Energiewende: dem

sparsamen und effizienten Umgang mit knappen Ressourcen.

,,Auch die Rechtsetzung ftillt durch Masse auf', stellte Scheller fest: ,,Allein auf nationaler Ebene regeln 26

Gesetze und 33 Verordnungen Erzeugung, Speicherung, Übertragung, Verteilung und Verbrauch von Energie."
Es gebe allerdings ,,keine Stelle, an der alles zusammenläuft, keine Stelle, die Gesamtveranfwortung
übernimmt", kritisierte Scheller.
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/ /9o eJ+All dies mache deutlich: ,,Viel hilft nicht unbedingt viel." Denn trotz einer großen Daten-Sammelwut gebe es
keinen Gesamtüberblick. ,,Das Bundeswirtschaftsministerium nutzt 48 verschiedene Datenquellen, um anhand
von T2lndikatoren den Stand der Energiewende zu überprüfen, und dennoch ,,fehlt es an aussagekräftigen
Daten, die für die Steuerung relevant sein könnten". Viele Daten hätten kaum Steuerungswert oder sttinden zu
spät zur Verfügung, oftmals würden aber auch aus ihnen ,,schlicht die falschen Schlüsse gezogen".
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So gebe es für die energiepolitischen ZieleBezahlbarkeit und Versorgungssicherheit,,keine quantifizierten
Ziele, keine messbaren Indikatoren", kritisierte Scheller: ,,Hier stehen wir im Nebel." Das
Bundeswirtschaftsministerium sei nunmehr seit fiinf Jahren für die Energiewende federführend zuständig, sei
aber,,nicht in der Lage zu bestimmen, was es tun muss, um daftir zu sorgen, dass die Ziele der Energiewende
nachweisbar und wirtschaftlich erreicht werden".

Das Dickicht unnötiger und komplizierter Fördermechanismen sei ,,kaum mehr durchschaubar", kritisierte
Scheller. Beispielsweise habe die Bundesregierung das Ziel gehabt, im Programm,,StepUpl" zur Verbesserung
der Stromeffizienz von Unternehmen pro Jahr 1000 Anträge zu bewilligen. Tatsächlich bewilligt wurden am
Ende genau zehn. Damit flossen im Jahr 2017 nur 1.2 Prozent der zur Verfügung stehenden Mittel ab", stellte
Scheller fest. ,,Das BMWi fiihrt das Programm weiter."

Dasselbe gelte fur die Förderung der Elektromobilitat, die kaum angenommen werde. ,,600 Millionen Euro sind
weitgehend fehlgeleitet", stellt der Rechnungshof fest. So gebe es viele Beispiele, bei denen ,,die Antragszahlen
verdursten oder die Mittel nicht abfließen: Bei acht von l6 Förderprogrammen betrug der Mittelabfluss 2017
weniger als 50 Prozent."

Vorschläge, wie es besser gehen könnte, macht der Bundesrechnungshof auch: Statt des undurchdringlichen
Förderdschungels und wild wuchernder Gesetze wäre eine CO:-Bepreisung eine einfache und transparente
Alternative, die längst auch von Expertenkommissionen der Bundesregierung gefordert wird. Zur besseren
Koordinierung der Energiewende sei eine Stabstelle auf Staatssekretärsebene denkbar, ein interministerieller
Ausschuss sowie ein Bund-Länder-Ausschuss.
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Die Bundesregierung wies die Darstellung zurück. Dabei argumentierte das von Peter Altmaier (CDU) geleitete
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie in mehrfacher Hinsicht überraschend: Die Regierung halte die
Energiewende fiir,,effektiv und effizient koordiniert" und sehe ,,keinen Handlungsbedarf." Dabei ging das

Ministerium jedoch nicht auf die weitgehende Zielverfehlung der Energiewende ein.
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Überraschend erklärte das Bundeswirtschaftsministerium auch, dass man die milliardenschwere Umlage nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetznicht zu den Kosten der Energiewende zählen könne. Bislang galt diese
EEG-Umla ge 

^n 
Subventionierung der Ökostromproduktion im Gegenteil stets als der eigentliche Kern der

Energiewende. Auch bei den milliardenschweren Entlastungen der Industrie von den Energiewendekosten
handele es sich ,,um industriepolitische und nicht um energiewendebedingte Maßnahmen, die ebenfalls nicht
der Energiewende zugerechnet werden dürfen."

Ihre Weigerung, eine transparente Kosten-Nutzen-Bilanz der Energiewende aufzustellen, erklärte die
Bundesregierung damit, dass man diese Kosten nur mit einem ,,kontrafaktischen Szenario" vergleichen könne.
Weil Stromnetze und Kraftwerke auch ohne Energiewende hätten erneuert werden müssen, sei nur ein
Vergleich einer Energiewende-Welt mit einer Welt ohne Energiewende aussagekräftig. Ein solcher Vergleich
sei aber wegen der großen Zahl unsicherer Grundannahmen nicht zu leisten.
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Der Bundesrechnungshof hält diese Entgegnungen nicht ftir haltbar. ,,Auffüllig ist, dass sich das

Bundeswirtschaftsministerium nicht zu den teils erheblichen Zielverfehlungen geäußert hat", stellt der

Bundesrechnungshof fest.
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Es sei zudem ,,unverständlich, dass das Ministerium die EEG-Umlage nicht zu den Kosten der Energiewende

zählt".Ein,,kontrafaktisches Szenario" sei ebenso unnötig, um die Gesamtkosten zu bewerten. Es komme

schließlich,,nicht darauf an, welche Ausgaben und Kosten hypothetisch auch ohne eine Energiewende

entstanden wären, um diese mit den tatsächlich entstandenen Kosten zu verrechnen", stellt der Rechnungshof

klar:,,Die mit einem kontrafaktischen Szenarro verbundene Handlungsmöglichkeit,Vct'zicht auf eine

Energiewende' besteht irr der Realitat nicht mehr."
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Es sei ,,bedauerlich", dass Deutschland seine selbst propagierte internationale Vorreiterrolle verloren habe,

sagte Scheller: ,,Deutschland war stark gestartet und schneidet jetzt intemational vergleichsweise schlecht ab."

näUei verwies der Rechnungshofpräsident auf das Ranking des World Economic Forum: Danach ist

Deutschland auf der Liste der zehn erfolgreichsten Energiewendeländer Europas nicht mehr vertreten.

lnternational belegt Deutschland nur Platz 16.

lnsgesamt versuche das Bundeswirtschaftsministerium, ,,den Eindruck zu erwecken, die derzeitige

Koordination und Steuerung der Energiewende sei im Wesentlichen optimal ausgestaltet", heißt es in der

abschließenden Würdigung der Prüfer. Aus Sicht des Bundesrechnungshofes seien aber entscheidende

Verbesserungen unumgangti.n' ,,Andernfalls könnte in der deutschen und der internationalen Öffentlichkeit der

Eindruck entstehen, Deutschland sei nicht imstande, die gesamtgesellschaftlich und langfristig angelegte

Energiewende erfolgreich zu gestalten und umzusetzen.'o

Darum protestieren Tierschützer gegen Windkraftanlagen

Nach dem Reaktorunfall von Fukushima läutete die Bundesregierung die Energiewende ein. Seitdem wird unter

anderem auf Windkraft gesetzt. Kritik daran kommt von der Deutschen Wildtier Stiftung.

Quelle: Deutsche Wildtier Stiftung
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Es war uncl ist erheblich zu viel lcleologie im Spicl. Auch in cler Energiethematik hat AM tlit ihrenr überhasteten

Atornausstieg einen teuren Scherbenhaufen hinterlassen. [Jnd ob der aktuelle Wirtschaflsrninister uns aus dem I)ilemma

iiihrcn kann glaube ich definitiv nicht.

saspha$.

Die selbsternannte neue "politische Elite" cler 90er und 2000er Politgeneration ist en gros ein pseudointellekfireller Chor

aus l.aiendarsteller rr-rit teils rvenig beruflichen Erfaluungen, ohne Verantrvorfitngsbewusstsein und poiitisches Talent.

Friihzeitig in den Parleien augewachsen und hochgezogen. Sie ze ichnen siclt aus durch clie lgnoranz von Realität uncl

Opportunismus in der eigenen Saclte. Es u'ird irgendrvann ins Chaos führen

Robin lloucl
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; wirr man ^*,*r{r!r!Ao*terwaften bei so viel Faclrkompeteuz. Annes Deutschland.

(iüntcr S.

In dcr Politik findet tnan übctproportional Charaktere. die weder für Geld noch fiir organisation Kompetenzen 
'onveisenkönncn' Soichc Menschen werden in der Wirlschaft schneli cntlarvt und vor clie Türc geset2rt. Sonst fu'ktioniert clcr

I-aden nänrlich bald gar nicht mehr. So gesehen ist Politik aus Beschäftigungssicht die Resterampe einer auf'Erfblg 
'nclGeu'irur anger'viesenen Winschafl. Damr wundert die Erkenntnis des Buudesrechnungshoti nicit. Man fi.agt sich nur.

wie lange Deutschland sich solche Dinge wie lJerliner Flughal'en, Stuttgart 21. Hamburger Oper ... noch leisten kann.
Nebert detn volksrvirtschaftlichen Schaden samnrelt sich bei grnr uo.r*len Arbeitnehmern iri tägliche' Sta, auf'der
Äutobahn z.B. an der Lcvcrkuscncr llrLickc jcdc Mcngc wu1 inr Bauch an ...

\\..inrlen..l{.

mal überlegen '.. -5 l)re Weltbank und der IWF nrahnen Freihanclel und Globalisierung an Lrnd Clripa investiert in clie
SeidenstralJe mit Schifflsfracht und l-Iäf'en mit Schienenwege usrv. also einer betriebsri;irtschafilichen Ljnbekannte aber
dennoclt vorhandenen Transportkosteu und somit Volkswirtschaftlichen Größe (Paralle6velt - nur für Einger,vejhte). Die
Beaufschlagung unserer europäischen lnclustrie mit Umweltabgaben steht cliametral den in den Herkunftsländern üblichen
Produktionsfaktoren gegenüber aber für llandel gilt seit Lissabon ELi-o]'lLy. schon mal Nachdenken r,vas uns so
umtreibt.

Casfelduro

llatte eigcntlich,ienrals eine Experttse des Bundesrechnungshof's irgendeine Konsequenze'? Wenn nein, warum brauchen
wir ihn dann eigentlich.

\\ e rncr K.

Den Bundesrechnungshol'brauchen wir! Was wir absclrafTbn sollten ist eine Regiemng, die Kritik stets nüt',alternativlos',
abbiigelt.

Jcsgl'E.

Kotttrollverlust rvird wohl die Überschriti cier Kauzlerschafi Arrgela Merkels in der Ceschichtsschreibung des ehemaligen
DcLrtsch lands.

\\jilhclnr D.

Energiewende: auch so eine unclurclrdachte Bauchentscheiclung Merkels.

roland s.

Die Gmncllage des heutigen EE(i, das dc'n Bärenteil der Gesamtkosten ausmacht, wrrcle in der Schröcler / Trittin-Zeit
erdacht und eingeftihrt. f)a wurden Garantien über 20 Jahre und melrr festgeschrieben. 6ie auch Frar.r Merkel nicht so
ohne rveiteres einfach abschafl'en kann. Aber was da im Wirtschaftsministerir-rm abgeht ist fbhlende Führung und Absenz
jedes gesunderr lvlenschenverstandesl

F.rich K.

Das kommt mir alles atts einenl anderen Kernbereich merkelscher Regierungsarbeit selr vertraut vor: "eno*.,e Kosten
prt)duziefi", "Risiko des Vertrauensverlttstes ", "keilte Übersicht über clie Kosten", "genereller Kontrollverlust" - auch clie
Reaktion des Ministers aus Merkels Kabinett ist gleich; Wir schaft-en clas! Inrmer deutlicher wirci: Man hraucht nur ein
wenig an der Oberfläche zu kratzen und schon wird oftbnsichtlich, wie unlähig Merkels Regierung war und ist unrl wie
sie Deutschland schadet. Ob es nun Energiewende" Dieselskandal, Bildungs**r*n. Pflegeversicheiturg, Rentensystem
oder die Willkomrnenspolitik ist.


